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Noch vor einem Jahr schienen der Besuch Ba-
rak Obamas und ein Konzert der Rolling Stones
neue Zeiten auf der Karibikinsel anzukündigen.
Seitdem hat sich die Großwetterlage dramatisch
verändert: In der US-Kubapolitik überwiegen
wieder aggressive Töne, der treue Bündnispart-
ner Venezuela ist bankrott und seine Erdölliefe-
rungen am Versiegen. Erneut steht die Insel am
Rande eines wirtschaftlichen Absturzes. Dabei
hatte die Regierung von Raúl Castro schon 2011
darauf hingewiesen, dass viele Ursachen von
Kubas ökonomischer Schwäche hausgemacht sind
und die Insel untergeht, wenn sie sich nicht
wandelt. Auf dem VI. Kongress der Kommunis-
tischen Partei Kubas wurden im April 2011 dar-
um umfangreiche Wirtschaftsreformen verab-
schiedet, die unter dem Motto „Ohne Eile, aber
ohne Pause“ zu einer Modernisierung der mar-
oden Wirtschaftsstruktur führen sollten. Eines
der wichtigsten Ziele, die seither verfolgt wer-
den, sind Agrarreformen, die die Eigenversorgung
mit Nahrungsmitteln verbessern und die über
Importsubstitutionen helfen sollen, das drasti-
sche Außenhandelsdefizit Kubas abzubauen. Die
fruchtbare Karibikinsel importiert seit längeren
rund 80 % aller konsumierten Lebensmittel und
muss dafür heute deutlich mehr als ein Drittel
der Deviseneinnahmen aufbringen, die durch Ex-
porte erwirtschaftet werden. Eine besondere Be-
deutung wird bei diesen Reformen dem Genos-
senschaftssektor zugewiesen. Der folgende Bei-
trag stellt die historische und aktuelle Entwick-
lung der kubanischen Agrargenossenschaften vor
und zeigt Perspektiven, die auch für uns rele-
vant werden könnten. 

Tropensozialismus: Landwirtschaft als
Schicksal? 

Die Landwirtschaft Kubas hat historisch im-
mer eine außergewöhnliche Rolle gespielt. Die
Agrarexporte von Tabak, Zucker und Kaffee sowie
die Sklavenimporte Kubas waren vor mehr als
150 Jahren die wichtigste Achse des Welthandels
und gaben der Expansion des Weltmarktes An-
trieb. Denn im 18. Jahrhundert wurde mit der
Einführung der Plantagenwirtschaft in Kuba ein
auf Rohstoffexporte basierendes Wirtschaftsmo-
dell weiter vertieft, das gleichzeitig agrarischen
und semi-industriellen Charakter hatte und des-
sen Strukturen viele Länder der Region beein-
flussten – und vermutlich auch für die europäi-
sche Industrialisierung zentrale Impulse setzten.
Dieser koloniale Latifundismus benötigte zu sei-
ner Ausdehnung immer mehr billige Arbeitskräfte;
er zeichnete sich also einerseits durch einen
chronischen Arbeitskräftemangel aus, der durch
die Sklaverei „gelöst“ wurde. Andrerseits war die
Agrarproduktion primär exportorientiert und führ-
te zu einer Mangelversorgung durch eigene Le-
bensmittel. Durch dieses latifundistische Akku-
mulationsmodell wuchs auf der Insel zwar eine
agrarische, aber nicht eine landwirtschaftlich-
bäuerliche Wirtschaftsformation heran, die ihre
besten Anbaugebiete der Exportproduktion unter-
ordnete und alle wichtigen Güter für die Funk-
tionsfähigkeit des Landes importierte (Zeuske
2015). 

Auch in der ersten Hälfte des letzten Jahrhun-
derts gelang es nicht, diese beiden Strukturde-
fizite des 400-jährigen kolonialen Erbes zu über-

Agrargenossenschaften in Kuba: 
Mit angezogener Handbremse 

in die Zukunft
Hans-Jürgen Burchardt



41Hans-Jürgen Burchardt: Agrargenossenschaften in Kuba ...

Zeitschrift für Sozialökonomie 192-193/2017

winden. So sah sich die kubanische Revolution
von 1959 mit dem Problem konfrontiert, auf die
Landfrage, die Beschäftigungspolitik und auf die
Importabhängigkeit neue Antworten zu finden.
Obwohl sich die Revolutionsführung dieser Her-
ausforderung mit großer Ernsthaftigkeit stellte
(Aranda 1968), hatte sie nie eine glückliche
Hand mit ihrer Landwirtschaft. Nach einer kur-
zen Etappe der Diversifizierung der Agrarproduk-
tion (1960-1962), die auf Kosten einer Redu-
zierung der Zuckeranbauflächen stattfand, ging
sie zu einer massiven Verstaatlichung des Agrar-
sektors und einer Priorisierung der Zuckerproduk-
tion über. In zwei Agrarreformen 1959 und 1963
wurden erst die großen Landbesitzungen und
später die mittelständischen kubanischen Be-
triebe enteignet und in großflächige Staatsfar-
men umgewandelt (Burchardt 2000; Zeuske
2016). Vor allem mit der zweiten Enteignungs-
welle wurde nicht nur eine der Revolution teil-
weise feindlich gesinnte Schicht entmachtet,
sondern auch die bäuerliche Produktions- und
Handelskultur außerhalb des Latifundismus eli-
miniert. Unter dem Motto „Je mehr Staatseigen-
tum, desto mehr Sozialismus“ waren 1963 rund
70% der Anbaufläche der Insel verstaatlicht und
die meisten der dort Beschäftigten Lohnarbeiter.
Im Grunde hat es in Kuba darum faktisch nie
eine größere Landverteilung gegeben – stattdes-
sen gingen die Landfarmen der Großgrundbesit-
zer und der nationalen Landbourgeoisie in die
Hände des Staates über. Mit anderen Worten: auf
den kolonialen und „neokolonialen“ Latifundis-
mus folgte fast bruchlos ein staatlicher Latifun-
dismus, der sich von seinen Vorgängern aller-
dings stark durch seine sozialen Spezifika unter-
schied. Da es im Gegensatz zu anderen sozia-
listischen Ländern in Kuba aber keine Zwangs-
kollektivierung gab, blieb rund ein Fünftel der
landwirtschaftlichen Nutzfläche kleinbäuerlicher
Privatbesitz. Während letzterer immer mehr an
Bedeutung verlor, begannen die staatlichen Far-
men die Landwirtschaft zu dominieren. Es han-
delte sich hierbei um gigantische Komplexe mit
einer Größe bis zu 28.000 Hektar, die den Mit-
telpunkt einer in den 1960er Jahren eingelei-
teten „Agroindustrialisierung“ bildeten (Valdés
2009).

Der Anbau der zentralisierten Agrarflächen
wurde hochgradig mechanisiert, die Arbeits-
plätze humanisiert. Es drehte sich um eine fordi-
stisch orientierte Rationalisierungsstrategie, die
auf dem Einsatz sowjetischer Technologien be-
ruhte: „Dessen sofortige Konsequenz war der
Auf- und Ausbau einer kapitalintensiven Land-
wirtschaft mit jedes Mal gigantischer werdenden
Produktionseinheiten unter einer starken verti-
kalen Verwaltung.“ (Figueroa 1996: 11, Überset-
zung durch den Autor). Diese Agrarproduktion
orientierte sich weniger an sowjetischen Vorbil-
dern; sie ähnelte mit ihrem intensiven Einsatz
von Maschinen, Pestiziden, Düngemitteln etc.
sowie ihren großen Anbauflächen eher der hoch-
kapitalisierten US-Agrarindustrie und der „grünen
Revolution“ Indiens. Sie wies sich aber gleich-
zeitig als typisch sozialistische, nämlich exten-
sive Produktionsform aus: Produktionssteigerun-
gen konnten meist nur über höhere Inputs er-
zielt werden und der Sektor war immer stärker
von chronischer Ineffizienz und Wachstums-
schwäche gekennzeichnet; die unrentablen Agrar-
betriebe verwandelten sich in ein Subventions-
grab des Staates. Trotz enormer Bemühungen
erreichte der landwirtschaftliche Pro-Kopf-Aus-
stoß Kubas erst Anfang der 1980er Jahre wieder
das vorrevolutionäre Niveau. Und obwohl zwi-
schen 1960-1990 ein Viertel aller auf der Insel
getätigten Investitionen in die Landwirtschaft
flossen, erreichte diese nie das landwirtschaft-
liche Produktionsniveau vergleichbarer Nachbar-
länder. Diese Situation hat sich bis heute wenig
geändert (zu der aktuellen Produktivitätsent-
wicklung der kubanischen Landwirtschaft vgl.
García Álvarez 2012) und spiegelt sich auch in
der Versorgung wieder: die libreta, die Lebens-
mittelkarte der schon 1962 eingeführten Ratio-
nierung wurde nie aufgehoben und ist bis heute
ein Wahrzeichen der Revolution. 

Die sozialistische Regierung versuchte schon
damals, ihre landwirtschaftlichen Misserfolge
durch Importe zu kompensieren. Doch auch die-
se Politik ging auf Kosten der Landwirtschaft:
Lange Zeit wurde der Großteil der Einfuhren mit
Zuckerexporten finanziert, darum wurden die An-
bauflächen für Rohrzucker immer weiter ausge-
dehnt. 1989 waren nur noch 43 % der Agrarpro-



42 Hans-Jürgen Burchardt: Agrargenossenschaften in Kuba ...

Zeitschrift für Sozialökonomie 192-193/2017

duktion für die nationale Eigenversorgung be-
stimmt, dies entsprach 0,14 Hektar Anbaufläche
pro Kopf. Damit wurde auf der Insel für die eige-
ne Lebensmittelversorgung proportional weniger
Fläche kultiviert als in Indien. Schon ab den
1980er Jahren wurden 50 % der Binnennachfrage
an Lebensmitteln über Importe gedeckt (Figueras
1994). Kuba wurde in der Ernährungsfrage stark
abhängig – eine Bedrohung, die in der aktuellen
Krise wieder an Schärfe gewinnt. 

So gelang es der Agrarpolitik der Revolution
trotz immenser Subventionierungen und Indus-
trialisierung nicht, die Landwirtschaft der Insel
von ihrem unheilsamen Erbe zu befreien und von
ihren beiden chronischen Leiden zu heilen: die
Abhängigkeit sowohl von produktiven wie von
konsumtiven Importen blieb genauso erhalten
wie der Arbeitskräftemangel auf dem Land. Letz-
terer verschärfte sich sogar weiter: Seit der
Revolution hat die Landarbeit deutlich an Pres-
tige verloren und die ländliche Bevölkerung ist
auf 25 % der Gesamtbevölkerung gesunken; Kuba
hat heute einen der stärksten Urbanisierungs-
grade Lateinamerikas. 

Als sich Anfang der 1990er Jahre mit dem Zu-
sammenbruch des Staatssozialismus Kubas Au-
ßenhandelskrise anzukündigen begann, wurde
eine effiziente Landwirtschaft für die Versorgung
existentiell. Die Regierung sah sich gezwungen,
in einem erneuten Versuch die Strukturprobleme
ihres Agrarsektors zu bekämpfen und intensi-
vierte ein schon 1989 eingeleitetes landwirt-
schaftliches Aktionsprogramm (plan alimenta-
rio). Dabei wurden allerdings keine Lehren aus
dem Scheitern der bisherigen Agrarpolitik gezo-
gen. Das zentralisierte Produktionssystem wurde
vielmehr ausgedehnt – allein zwischen 1989-
1993 kaufte der Staat rund 10.000 kleinbäuer-
liche Betriebe auf, der staatliche Landwirtschafts-
anteil wuchs auf 83% an (Figueroa 1996). Die er-
warteten Importverluste sollten mit einer Stei-
gerung der landwirtschaftlichen Produktion durch
die Anwendung neuer Techniken und den ver-
stärkten Rückgriff auf Arbeitskräfte ersetzt wer-
den. Doch die ehrgeizigen Ziele ließen sich nicht
einmal annähernd realisieren: die für eine mecha-
nisierte Bearbeitung sehr groß angelegten An-
bauflächen konnten mit den wesentlich gerin-

geren Mitteln – die nach offiziellen Angaben ab
1992 auf ein Fünftel der bisherigen Einsatzfak-
toren abgesunken waren – nicht ausreichend kul-
tiviert werden. Auch die zentralen Planungsin-
stanzen waren kaum noch in der Lage, dass
Kommen und Gehen der Massen und die Vertei-
lung der geernteten Lebensmittel zu koordinie-
ren. So erreichte von der landwirtschaftlichen
Produktion erwiesenermaßen nur ein Drittel der
Erntemenge auch die staatlichen Läden. Ein Drit-
tel verrottete unterwegs oder ging sonst wie
verloren, ein Drittel wurde für den Schwarzmarkt
abgezweigt. Vier Jahre nach seinem Beginn mus-
ste das Programm als einer der größten Miss-
erfolge der kubanischen Wirtschaftspolitik be-
zeichnet werden, dessen Ergebnis eine hochsub-
ventionierte Landwirtschaft mit stetig sinkenden
Erträgen war. Eine kubanische Untersuchung kam
zu dem resignierenden Schluss, dass der produk-
tive Output des „Plan Alimentario“ nur einem
Zwölftel von dem entsprach, was vorher inves-
tiert wurde: „Mit dem Plan Alimentario scheiter-
te der Grundpfeiler der staatlichen Wirtschafts-
strategie im Bereich der Binnenökonomie.“ (Me-
sa-Lago 1994:70, Übersetzung durch den Autor).

Dieses Scheitern provozierte eine trauma-
tische Versorgungskrise, die aufgrund der Devi-
senknappheit der Insel auch nicht mehr über
Importe abgefedert werden konnte. Spätestens
ab 1993 war die Grundversorgung der Inselbe-
wohner nicht mehr gesichert. Die Bevölkerung
konnte einer drohenden Mangelernährung nur
noch durch das Ausweichen auf einen Schwarz-
markt entgehen, der ebenso rasch wuchs wie die
Unzufriedenheit der Kubaner. Die Zuspitzung der
Versorgungslage war nur noch durch einen grund-
legenden Strukturwandel in der Landwirtschaft
zu entschärfen. Die Zeit war reif für eine neue
Agrarpolitik.

Die letzte Agrarreform des 
20. Jahrhunderts: Kooperativismus
ohne Kooperativen

Im September 1993 leitete die Revolutions-
führung ein neues Kapitel in der Agrargeschichte
Kubas ein: Die Anbauflächen der Zucker- und der
Agrarbetriebe sollten in überschaubare Einheiten
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aufgeteilt und unbefristet an selbstverwaltete
Kooperativen, sogenannte „unidades basicas de
produccion cooperativa“ (UBPCs) verpachtet wer-
den. Mit dieser gelegentlich als „Dritte Agrarre-
form“ bezeichneten Maßnahme fand in Kuba mit
mehr als dreißigjähriger Verspätung eine erste
größere Dezentralisierung der Landwirtschaft
statt. Der Kooperativierungsprozess wurde ange-
sichts der Versorgungskrise vehement vorange-
trieben, ab 1996 kontrollierten die Kooperativen
in Kuba rund 40 % der Anbauflächen, 90 % der
Zuckerproduktion und 60 % der landwirtschaftli-
chen Produktion (Valdés 2009). Heute wird circa
eine Million Hektar landwirtschaftliche Fläche
von 2.000 Kooperativen und über 100.000 Ein-
zelbauern bewirtschaftet (Bu Wong/ Fernandez
Dominguez 2013).

Die Regierung wollte mit dieser Dezentralisie-
rung die Fehlentwicklungen auf dem Lande kor-
rigieren. Konkrete Ziele waren eine signifikante
Erhöhung der Agrarproduktion, eine Reduzierung
der Produktionskosten, die Eingliederung neuer
Produzenten in der Landwirtschaft, die Stabili-
sierung der Arbeitskräftefluktuation, die Verbes-
serung des ländlichen Lebensstandards durch
Wohnbaumaßnahmen und einer Expansion der
sozialen Dienste sowie der Subventionsabbau im
Agrarsektor. Grundsätzlich sollten die kleineren
Anbauflächen dem gesunkenen Einsatz der Res-
sourcen gerechter werden und Innovationen und
Arbeitsleistung als produktivitätssteigernde Kräf-
te betonen. Dadurch sollte die Lebensmittelpro-
duktion spürbar angehoben und die Importsub-
stitution letztendlich doch noch zum Tragen
kommen. Zusätzlich hatte die Kooperativierung
eine wichtige politische Bedeutung. Da sie min-
destens ein Fünftel der Bevölkerung direkt be-
günstigte, sollte sie gleichzeitig die soziale und
politische Legitimationsbasis der Regierung sta-
bilisieren.

Formal dürfen die Mitglieder der Kooperativen
die Nutzung ihres Landes zum großen Teil auto-
nom gestalten, sie wurden zu den neuen Land-
besitzern Kubas. Die Kooperativen haben über
alle Produktionsmittel, die sie kaufen und über
staatliche Kredite finanzieren, über die eigene
Arbeitsorganisation wie auch über die Beschäfti-
gungspolitik ein volles Selbstbestimmungsrecht.

Gleichzeitig wurden die Entscheidungsstrukturen
innerhalb der Kooperativen demokratisiert. Im
Widerspruch zu diesen Freiräumen hatte es sich
der kubanische Staat vorbehalten, das letzte Wort
über die neuen Kooperativen zu sprechen. Das
Land wurde nicht über Eigentumstitel an die Ko-
operativen übertragen, sondern an diese ver-
pachtet. Und mit dem bis heute gültigen Recht
„der Auflösung jeder UBPC ... aufgrund von der
Regierung festgelegter Interessen“ (Gaceta Ofi-
cial de Cuba 1993:2, Übersetzung durch den Au-
tor) bewahrt sich der Staat starke Interventions-
möglichkeiten, die nicht an genaue Kriterien ge-
bunden sind, jederzeit angewendet werden kön-
nen und wie eine unausgesprochene Drohung im
Raum stehen. 

Die den Kooperativen vorgeordnete Instanz ist
die noch mächtige Verwaltung der ehemaligen
Staatsbetriebe; die Allokation und die Kommer-
zialisierung wird hauptsächlich vom Agrarminis-
terium reguliert. Die Kooperativen selbst können
keine Produktionsmittel (Saatgut, Düngemittel
etc.) frei ankaufen, sondern sind auf staatliche
Zuweisungen – oder den Schwarzmarkt – ange-
wiesen. Ein investitionsförderndes Kreditwesen
existiert nicht. Weitere wichtige Begrenzungen
der kooperativen Autonomie bestehen im staat-
lichen Weisungsrecht über die Wahl der anzubau-
enden Agrarkulturen und im staatlichen Mono-
pol über Vermarktung und Preise. So wurden und
werden die Kooperativen gezwungen, einen Groß-
teil ihrer Produktion zu staatlichen Niedrigprei-
sen zu verkaufen. Mit dieser Preispolitik ereilt
die kubanischen Kooperativen das gleiche Schick-
sal vieler Bauern im Globalen Süden: Durch die
schlechte Bezahlung für ihre Produkte subven-
tionieren sie indirekt die Lebensmittelversor-
gung der Städte. 

Das ursprüngliche Ziel bei der Gründung der
UBPCs, die Arbeit zu intensivieren und so die
Produktivität zu erhöhen, wurde und wird von
solchen schiefen Verhältnismäßigkeiten unter-
miniert. Erschwerend kommt hier noch die aus-
bleibende Unterstützung von Infrastrukturmaß-
nahmen wie Transport- und Vermarktungshilfen
dazu, die den Kooperativen den Zugang zu den
freien Bauernmärkten erschließen würde, auf
denen sie seit 1994 einen Anteil ihrer Produkte
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verkaufen dürfen. So ist es vielen Genossen-
schaften bis heute nur begrenzt möglich, zu die-
ser lukrativen Einkommensquelle aufzuschließen.
Ein weiteres zentrales Problem für die Agrarge-
nossenschaften ist das Fehlen einer eigenen
Interessenvertretung: die Kooperativmitglieder
sind im zentralen kubanischen Gewerkschafts-
bund CTC organisiert und werden vom Landwirt-
schaftsministerium verwaltet. Sie haben keine
Möglichkeiten eines selbst organisierten Erfah-
rungsaustausches und von gemeinsamen politi-
schen Stellungnahmen – von einer Vertretung in
der Öffentlichkeit einmal ganz abgesehen. 

Aufgrund dieses Spannungsfeldes zwischen
staatlicher Bevormundung und kooperativer Au-
tonomie sind die kubanischen Agrargenossen-
schaften im Grunde ein Mischsystem, das mit
Blick auf die Unternehmensführung, Allokation,
Kommerzialisierung, etc. als Hybrid zwischen
Staatsbetrieb und selbstverwalteter Kooperative
bezeichnet werden muss. Insgesamt ist der Ko-
operativierungsprozess damit auf halbem Wege
stecken geblieben (Überblick: Burchardt 2000).
Dementsprechend sind die bisherigen Ergebnisse
der Genossenschaften entmutigend. Ein Großteil
arbeitet bis heute unproduktiv und muss durch
staatliche Subventionen über Wasser gehalten
werden. Dieses ganze Drama der kubanischen
Landwirtschaft lässt sich durch wenige Zahlen
darstellen: Obwohl staatliche Betriebe und Ge-
nossenschaften knapp 80 % der landwirtschaft-
lichen Fläche bewirtschaften, werden heute fast
zwei Drittel aller in Kuba produzierten Lebens-
mittel von den Privatbauern hergestellt, die
über den Rest der Nutzfläche verfügen (Sweig/
Bustamante 2013). 

Die Zukunft Kubas ist genossenschaft-
lich – oder gar nicht 

Kubas Zukunft wird in der Landwirtschaft ent-
schieden: Einerseits garantiert eine Stabilisie-
rung des Agrarsektors durch strukturellen Wan-
del – also relativ ressourcenneutral – eine effizi-
entere Lebensmittelproduktion. Die dadurch mög-
lich werdende Importsubstitution würde einen
signifikanten Teil an Devisen (zurzeit circa zwei
Mrd. US-Dollar jährlich) freisetzen, die für wich-

tige Entwicklungsinvestitionen genutzt werden
könnten. Gleichzeitig schafft eine sichere Ver-
sorgungsgrundlage ein stabiles Fundament für
weitere Reformen. Dies hätte auf eine Gesell-
schaft, die seit einem Vierteljahrhundert in einer
Dauerversorgungskrise lebt, eine starke Signal-
wirkung. Zusätzlich kann in der Landwirtschaft
ein großes Arbeitskräftereservoir erschlossen
werden, das bei weiteren Wirtschaftsreformen
drohende Beschäftigungskrisen abfedert. 

Werden solche Maßnahmen stark von Koope-
rativen getragen, hätte dies nicht nur positive
ökonomische Effekte. Ein einflussreicher Genos-
senschaftssektor würde für die erforderlichen
Transformationen die nötige gesellschaftsüber-
greifende Akzeptanz schaffen helfen und somit
die politische Entwicklung insgesamt stabilisie-
ren. Denn in die landwirtschaftlichen Kooperati-
ven ist in Kuba ein Fünftel aller Erwerbstäti-
gen involviert, also eine relativ breite Bevöl-
kerungsgruppe. Diese gesellschaftliche Gruppe
könnte die Durchsetzung von Einzelinteressen
politisch oder ökonomisch einflussreicher Min-
derheiten, wie sie in den staatssozialistischen
Transformationsgesellschaften – und nicht nur
dort – immer wieder zu beobachten ist, deutlich
erschweren. Eine erfolgreiche Kooperativierung
wäre ein unüberwindliches Bollwerk gegenüber
einer Bereicherung von Wenigen und würde bei
Konflikten zwischen Land- und Stadtinteressen
ein eindeutiges Gewicht haben. Nicht zuletzt
würde eine Demokratisierung der Wirtschaft auch
auf die Demokratisierung der Politik Einfluss ha-
ben. 

Die Stärkung des landwirtschaftlichen Genos-
senschaftswesens hat aus diesen Gründen an
vorderster Stelle zukünftiger Reformbemühungen
Kubas zu stehen (Piñeiro Harnecker 2011). Der
hohe Institutionalisierungsgrad der Agrarkoope-
rativen begünstigt diesen Prozess ebenso wie
die Existenz einer kleinbäuerlichen Landwirt-
schaft, die heute wirtschaftlich bereits wieder
sehr erfolgreich ist. Zentral ist hierbei sicherlich
die bisher sensibel behandelte Eigentumsfrage.
Wer aber Privatisierung und erneute Landkon-
zentration vermeiden möchte, muss auf Genos-
senschaften setzen. Die Lehren des jugoslawi-
schen Modells hingegen haben gezeigt, dass nur
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wie eine intelligente Steuerpolitik sowie eine
fördernde, aber auch fordernde Zoll- und Außen-
handelspolitik können hierbei vorhandene pro-
duktive Kräfte unterstützt, neue aufgebaut und
die internationale Wettbewerbsfähigkeit zugun-
sten einer ökonomischen Diversifizierung erhöht
werden.

Für einen erfolgreichen Genossenschaftssektor
ist aber auch eine größere politische Autonomie
unerlässlich. Selbstbestimmung und demokrati-
sche Lenkung sind entscheidende Schlüssel für
den Erfolg des Genossenschaftswesens. Wenn
kollektiven Besitzern ihre eigene Autonomie und
Besitzern, die gleiche unter gleichen sind, de-
mokratische Mitbestimmung fehlt, funktioniert
der Kooperativismus nicht. Auch hier ist der
Rückzug des Staates, mehr Rechtssicherheit und
der Aufbau eigener Organisationsstrukturen ge-
fragt, was letztendlich in eine breite öffent-
liche Kultur des Kooperativismus münden müs-
ste. Denn ein neuer Kooperativierungsprozess
darf sich nicht nur an ökonomischen Effizienz-
kriterien orientieren, sondern muss auch poli-
tisch und kulturell aktiv gefördert werden. Eine
Schlüsselposition haben hier die Beziehungen
zwischen den Genossenschaften und den Kom-
munen, die zu neuen „local economies“ heran-
wachsen und die Keimzelle einer neuen Demo-
kratisierung der kubanischen Gesellschaft und
Wirtschaft sein könnten. Eine Re-Regionalisie-
rung wirtschaftlicher Aktivitäten ist zusätzlich
die beste Voraussetzung für ein ökologisch
nachhaltiges Wirtschaften. Und in der ökologi-
schen Landwirtschaft haben die kubanischen
Bauern längst ihre Hausaufgaben gemacht: Hier
wurde aufgrund mangelnder Ressourcen die Not
zur Tugend und sorgte dafür, dass die kubani-
sche Landwirtschaft in vielen Bereichen zu den
ökologisch nachhaltigsten Produktionsformen
gehört, die wir heute im Agrarbereich finden.
Auch dies könnte sich mittelfristig zu einem
internationalen Wettbewerbsvorteil entwickeln. 

Insgesamt kann so ein dezentrales Mischmo-
dell entstehen, bei dem bei Erhalt strategisch
wichtiger Staatsbetriebe eine graduelle „Ent-
staatlichung”, Kollektivierung oder auch Privati-
sierung mittlerer und kleinerer Betriebe sowie
die Einrichtung eines reinen Privatsektors durch

ein Nutzungsrecht an Produktionsmitteln (Be-
sitz bzw. Pacht) der vollen Verfügungsgewalt
(Eigentum) unterlegen ist. Für die Landwirt-
schaft, in der die Bindung der Produzierenden
mit der Erde entscheidend ist, trifft dies beson-
ders zu. Die aktuell hohe Produktivität der kuba-
nischen Privatbauern unterstreicht deutlich, dass
dies auch auf der Karibikinsel gilt. Die kubani-
schen Agrargenossenschaften müssten darum 
Eigentümer ihres Landes werden. Über eine de-
mokratische Verfasstheit der Genossenschaften
selbst sowie eine strikte staatliche Regulierung
des Handels mit Eigentums- bzw. Landtiteln kön-
nen hierbei eine neue Eigentumskonzentration
oder die Auswüchse von Privatisierungen, wie
sie anderorts zu beobachten sind, leicht verhin-
dert werden. 

Parallel dazu hat die bisherige staatliche Be-
vormundung der Kooperativen in eine flankieren-
de Unterstützung in den Bereichen Infrastruktur
und produktionsbezogene Dienstleistungen zu
münden. Zusätzlich müssen betriebswirtschaftli-
che und landwirtschaftliche Kenntnisvermittlung
über breit zugängliche Schulungen öffentlich ge-
fördert werden – nach jüngeren Zahlen hat mehr
als die Hälfte der neuen Pachtbauern keine vor-
herige landwirtschaftliche Erfahrung. Weiterhin
muss die unternehmerische Entscheidungsfrei-
heit im Feld der Produktion, Beschäftigung und
Preisgestaltung gestärkt werden. All dies ist
durchaus sozialverträglich gestaltbar: Die gradu-
elle Abschaffung der staatlichen Niedrigpreise
kann durch die Umschichtung von Lebensmittel-
subventionen auf direkte Einkommensbeihilfen
kompensiert werden, bis sinkende Preise auf-
grund wachsenden Angebots Lebensmittel für
alle erschwinglich machen. Mittels Unterstüt-
zung in Transport und Logistik lässt sich für die
Kooperativen das Tor zu den Binnenmärkten weit
öffnen und sie würden Einkommensquellen er-
schließen, dank der sie rasch auf Subventionen
verzichten können, welches wiederum den Staats-
haushalt entlastet. Zu der kooperativen Selbst-
verwaltung muss auch eine partielle Entschei-
dungsautonomie über Kooperationsabkommen
mit dem Ausland sowie die faktische Möglichkeit
einer exportorientierten Produktion und Ver-
marktung gehören. Über staatliche Maßnahmen



Schluss

Die Betrachtung der Geschichte und Gegen-
wart der kubanischen Landwirtschaft macht klar:
Ihre Misere ist politisch begründet. Und sie kann
auch nur politisch gelöst werden. Mit Blick auf
die Leitlinien der Regierung scheint durchaus
Problembewusstsein und politischer Willen vor-
handen zu sein: Die Reaktivierung der landwirt-
schaftlichen Produktion wurde bereits 2011 zur
Priorität erklärt und Genossenschaften eine be-
sondere Bedeutung zugesprochen. Ende 2012 er-
folgte eine weitere Gesetzgebung, die Koopera-
tiven erstmals auch im Bereich Dienstleistungen
und Einzelhandel zugelassen hat. Seitdem gibt
es zahlreiche neue Initiativen in der Bauwirt-
schaft, der Gastronomie, dem Internet, aber auch
kooperative Zusammenschlüsse von Architekten,
Buchhaltern, Consultants sowie Transportkoope-
rativen. 2014 waren knapp 500 solcher neuer
Kooperativen genehmigt worden, davon sind ein
Viertel aus individueller bzw. kollektiver Eigen-
initiative entstanden (Ferrera Palenzuela / Garcia
Callava 2015). Der VII. Parteikongress von April
2016 hat diese Reformen erneut bestätigt, aller-
dings keine weiteren Maßnahmen zur Dynamisie-
rung des Prozesses beschlossen (Ganter 2017).

Eine genauere Betrachtung macht rasch deut-
lich, dass diese Politik weiterhin keiner kohä-
renten Strategie der Genossenschaftsförderung
folgt. Institutionelle staatliche Flankierungen
wie die Einrichtung von Großhandelsmärkten,
Investitionsförderung, Schulungen, Gewährleis-
tung von Rechtssicherheit etc. bleiben aus. So
profitieren die meisten Kooperativen bisher vor
allem von einem aus Mangel erstandenen Nach-
frageüberhang. Sie sind zum größten Teil wenig
produktiv und haben häufig Subsistenzcharak-
ter. Ihr Rechtsstatus ist fragil, ihr Erfolg hängt
vom Wohlwollen des Staates ab. Eine erfolgrei-
che Konsolidierung des kubanischen Genossen-
schaftswesens macht aber makroökonomische
und politische Veränderungen erforderlich, die
mehr autonome Selbstverwaltung gewähren und
gleichzeitig über die betriebliche Ebene hinaus-
gehen. Solche Maßnahmen wurden bisher nicht
eingeleitet, denn sie widersprechen der weiter
gültigen staatssozialistischen Systemlogik von

eine kluge Kleingewerbe- und Mittelstandsför-
derung einhergehen (Ritter / Henken 2015). All
dies hätte allerdings keine Chancen auf Umset-
zung, wenn nicht der Staat die zentralen Leit-
planken für die weitere Entwicklung setzt. Dazu
gehören nicht nur konsistente Wirtschafts,- Ag-
rar-, Fiskal-, Geld- und Außenhandelspolitiken.
Eine weitere Voraussetzung ist die nachhaltige
Sicherung der kubanischen Sozialsysteme. Diese
sind nicht nur ein stabilisierendes Element für
den Erhalt des sozialen Konsenses während der
kritischen Phasen des Umbruchs. Sie sind auch
ein bedeutsamer Standortvorteil Kubas und wich-
tige Basis für jede weitere Entwicklung. Dank
einer immer noch relativ guten Gesundheitsver-
sorgung sowie Zugang zu Wasser und Sanitäran-
lagen (über 90 % Prozent der Bevölkerung), ei-
ner breiten und soliden Schulbildung (durch-
schnittlich 11,5 Jahre) und weiterer positiver
Sozialindikatoren erfreut sich die kubanische
Bevölkerung auch nach mehr als zwei Jahrzehn-
ten Wirtschaftskrise einer hohen Lebenserwar-
tung von durchschnittlich fast 80 Jahren und lag
2015 beim Index für menschliche Entwicklung
(HDI) auf Rang 67 (UNDP 2015). Die Kubaner ge-
hören auch heute zu der mit am besten ausge-
bildeten Bevölkerung des Globalen Südens, die
sozial immer noch relativ gut versorgt ist. Sie
verfügen somit über alle Voraussetzungen, sich
den Wagnissen des anstehenden Wandels agil
und konstruktiv zu stellen. Darum dürfen soziale
und öffentliche Dienste auch zukünftig nicht
marktmäßig organisiert werden. Vielmehr be-
steht weiterhin ein zentraler Regulierungsbedarf
und ein hohes Gestaltungspotential des Staates,
der die sozialen Integrationsprozesse der Ge-
sellschaft sichern muss und der über die Förde-
rung des Gesundheits- und des Bildungssystems
gleichzeitig auch nachhaltig in die Zukunft in-
vestiert. Kuba hat also auch bei nüchternem
Blick alle Potenziale für ein Gesellschafts- und
Wirtschaftsmodell, welches einen starken Staat
mit einem starken Genossenschaftsanteil verbin-
det und in dem sich effiziente Produktions-
kooperativen, soziale Kohäsion und nachhaltige
Entwicklung gegenseitig ergänzen und potenzie-
ren.

46 Hans-Jürgen Burchardt: Agrargenossenschaften in Kuba ...

Zeitschrift für Sozialökonomie 192-193/2017



47Hans-Jürgen Burchardt: Agrargenossenschaften in Kuba ...

der letzten Entscheidungskompetenz der Zen-
trale. Die Förderung des Kooperativismus ist dar-
um primär nicht eine technische Frage, wie sie
heute auf der Insel diskutiert wird. Sie ist eine
immanent politische Frage: Die Frage nach der
Macht.

Ob die politische Elite Kubas begreift, dass sie
Macht abgeben muss, um ihre Macht zu erhal-
ten, und ob sie überhaupt noch in der Lage ist,
eine solche Erkenntnis in einen konsistenten
und sozial verträglichen Reformprozess münden
zu lassen, ist von außen nicht zu beantworten.
Sollte dies nicht der Fall sein, würde Kuba bis
zur letzten Konsequenz dem Weg anderer staats-
sozialistischer Länder folgen. Liberalisierung und
Privatisierungen würden vor allem Partikularin-
teressen einiger Weniger begünstigen und die
bekannten Verwerfungen provozieren: Kuba wür-
de vermutlich zu einer außenwirtschaftlichen
Enklave mit wenigen „cash crops“ zugeschnitten.
Die geografischen, ethnischen, geschlechtsspezi-
fischen sowie sozialen Disparitäten würden sich
dramatisch erhöhen. Wir würden Zeugen, wie sich
schon zerronnene Geschichte vor unseren Augen
wiederholt.

Als Alternative könnte Kuba immer noch unter
Beweis stellen, dass eine gesellschaftliche Orga-
nisationsform möglich ist, die auf einer Plura-
lität der Eigentumsformen – mit einem starken
genossenschaftlichen Fundament und strategi-
schen staatlichen Betrieben – fußt und bei der
ein demokratischer und dezentraler Staat über
Investitionslenkung, die Regulierung des Bin-
nenmarktes sowie des Außenhandels, über allge-
mein zugängliche öffentliche Sozialsysteme und
durch aktive Umweltpolitik ein neues Entwick-
lungsmodell aufbaut, welches zu wirtschaftlicher
Effizienz, sozialer Integration und Partizipation
sowie ökologischer Nachhaltigkeit führt. 

Die neuesten Veränderungen der Weltpolitik
unterstützen eine solche Initiative mehr als es
auf den ersten Blick erscheint: Kuba wurde bis-
her immer als „natürliches“ Einflussgebiet des
Hegemons USA angesehen. Die Mexiko-Politik der
aktuellen Trump-Administration deutet darauf
hin, dass sich die nordamerikanische Lateiname-
rika-Strategie seit langer Zeit erstmals neu aus-
richten könnte. Kuba wiederum hat mit den jün-
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geren politischen Veränderungen Lateinamerikas
(Burchardt 2016) viele Bündnispartner verloren;
bedeutsam war hier besonders die wirtschaftli-
che Kooperation mit Venezuela. Mit dem Weg-
brechen dieser Unterstützung ist die EU heute
der wichtigste Handelspartner der Insel. Hier er-
öffnet sich der Raum für ein neues europäisches
Engagement, welches mit dem 2016 abgeschlos-
senen Dialog- und Kooperationsabkommen be-
reits einen guten Auftakt erfuhr. Als nächstes
könnte die Insel auch institutionell stärker an
die EU gebunden werden, z. B. durch die Einbe-
ziehung in das Wirtschaftspartnerschaftsab-
kommen der EU mit der Karibik, über intensivere
Entwicklungszusammenarbeit sowie mehr Koope-
ration in Kultur und Wissenschaft. Die lange
Tradition der Zusammenarbeit mit Deutschland –
verbreitert durch den intensiven Austausch mit
der ehemaligen DDR – wiederum wäre ein ex-
zellenter Ausgangspunkt für das deutsche Ge-
nossenschaftswesen, mehr Engagement auf der
Insel zu zeigen. Politisch zurückhaltend, aber
technisch versiert, erfahren und kenntnisreich
könnte so ein Beitrag geleistet werden, die Idee
des Genossenschaftswesens als gesellschaftliche
Alternative zu revitalisieren – und dies weit über
die Insel hinaus.
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